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Aktenzeichen L 20 SO 406/18 B ER und L 20 SO 407/18
B

Datum 26.07.2018

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
DÃ¼sseldorf vom 04.06.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind auch im Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten. Der Antrag auf
Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller begehrt im Wege eines Verfahrens auf gerichtlichen
Eilrechtsschutz die vorlÃ¤ufige Ã�bernahme von Heimkosten.

Der 1998 geborene Antragsteller lebte seit 2006 in der Heimeinrichtung St. B in L.
Seit dem 12.06.2014 wird er in der Stiftung I Wohnen gGmbH (nachfolgend I) in N
betreut. Die damit verbundenen Kosten wurden zunÃ¤chst von dem
JugendhilfetrÃ¤ger der Stadt X getragen, mit Vollendung des 18. Lebensjahres (am
00.00.2016) jedoch eingestellt.
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Schon im Mai 2014 machte der JugendhilfetrÃ¤ger gegenÃ¼ber dem Antragsgegner
fÃ¼r die Zeit ab dem 24.04.2014 einen Erstattungsanspruch geltend. Der
Antragsteller sei geistig behindert. Folglich sei der Antragsgegner als
Ã¼berÃ¶rtlicher SozialhilfetrÃ¤ger fÃ¼r die Leistungserbringung zustÃ¤ndig. Die
Klage auf Erstattung der erbrachten Leistungen ist bei dem Sozialgericht
DÃ¼sseldorf (S 28 SO 450/15) anhÃ¤ngig.

Einen Antrag des Antragstellers vom 03.06.2016 (beim JugendhilfetrÃ¤ger am
05.07.2016 eingegangen), mit dem er von dem JugendhilfetrÃ¤ger Leistungen fÃ¼r
die Zeit ab Vollendung des 18. Lebensjahres begehrte, leitete dieser (mit Schreiben
vom 18.07.2016) zustÃ¤ndigkeitshalber an den Antragsgegner weiter. Ob der
Antragsgegner diesen Antrag bereits beschieden hat, lÃ¤sst sich den
VerwaltungsvorgÃ¤ngen des Antragsgegners nicht entnehmen.

Am 29.01.2018 beantragte der (aktuelle) Betreuer des Antragstellers bei der Stadt
X die Ã�bernahme der Unterbringungskosten als Leistung der Eingliederungshilfe
nach dem SGB XII. Die Stadt X leitete den Antrag mit Schreiben vom 31.01.2018 an
den Antragsgegner weiter. Dieser sandte den Antrag mit Schreiben vom 05.02.2018
an die Stadt X zurÃ¼ck. Er (der Antragsgegner) sei nicht nach Â§ 14 Abs. 1 und 2
SGB IX als zweitangegangener RehabilitationstrÃ¤ger fÃ¼r die Leistungserbringung
zustÃ¤ndig. Es handele sich bei der begehrten Leistung nach Â§ 41 SGB VIII nicht
um Eingliederungshilfe. Der TrÃ¤ger der Jugendhilfe kÃ¶nne daher insofern auch
kein RehabilitationstrÃ¤ger i.S.v. Â§ 14 SGB IX sein.

Am 14.03.2018 hat der Antragsteller bei dem Sozialgericht DÃ¼sseldorf um
Eilrechtschutz nachgesucht. Er hat die Auffassung vertreten, der Antragsgegner sei
verpflichtet, zumindest die laufenden Unterbringungskosten (i.H.v. ca. 60.000 EUR)
nach Â§ 41 SGB VIII vorlÃ¤ufig zu Ã¼bernehmen. Zugleich hat er Prozesskostenhilfe
unter Beiordnung seines BevollmÃ¤chtigten begehrt. Der Antragsgegner sei fÃ¼r
die Leistungserbringung zustÃ¤ndig. Nach dem Ergebnis eines Intelligenztests aus
April 2015 leide der Antragsteller unter einer geistigen Behinderung. Auf den Inhalt
der vorgelegten Testung (mit einem Gesamt-IQ von 59) wird Bezug genommen.

Der Antragsteller hat schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã� beantragt,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, die
Kosten fÃ¼r die Betreuung des Antragstellers vorlÃ¤ufig zu Ã¼bernehmen.

Der Antragsgegner hat schriftlich beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Er hat die Auffassung vertreten, fÃ¼r die Erbringung der Heimkosten nicht
zustÃ¤ndig zu sein. Nach Auswertung diverser Intelligenztestungen (aus den Jahren
2009/2010, 2012/2013 und 2014) sei eine wesentliche geistige Behinderung des
Antragstellers nicht hinreichend belegt. Gleiches gelte fÃ¼r entsprechende
TeilhabeeinschrÃ¤nkungen des Antragstellers. Im Ã�brigen sei die Angelegenheit
auch nicht eilbedÃ¼rftig; denn es sei nicht ersichtlich, dass dem Antragsteller
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Obdachlosigkeit drohe. Da eine Entscheidung des Sozialgerichts in dem
Erstattungsstreit unmittelbar bevorstehe, sei eine KÃ¼ndigung des Heimplatzes
aktuell zudem unwahrscheinlich.

Durch Beschluss vom 04.06.2018 hat das Sozialgericht den Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung sowie auf Prozesskostenhilfe abgelehnt. Der Antragsteller
habe schon nicht glaubhaft gemacht, dass die Angelegenheit eilbedÃ¼rftig sei (=
Anordnungsgrund i.S.v. Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG); denn bislang habe der
EinrichtungstrÃ¤ger den Heimplatz weder gekÃ¼ndigt noch eine RÃ¤umungsklage
erhoben. Dem Antragsteller drohe daher aktuell keine Obdachlosigkeit. Mangels
hinreichender Erfolgsaussichten des Eilantrags stehe dem Antragsteller auch
Prozesskostenhilfe nicht zu.

Dagegen hat der Antragsteller am 15.06.2018 Beschwerde erhoben und am
05.07.2018 ergÃ¤nzend Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
beantragt. Es sei ihm nicht zumutbar, den Ausgang des noch anhÃ¤ngigen
Erstattungsstreitverfahrens abzuwarten. Eine (ohnehin nicht in Rechtskraft
erwachsende) Entscheidung des Sozialgerichts sei dort bislang nicht ergangen. Der
HeimtrÃ¤ger habe das BetreuungsverhÃ¤ltnis nunmehr zum 30.09.2018
gekÃ¼ndigt. Auf das beigefÃ¼gte Schreiben des HeimtrÃ¤gers vom 28.06.2018
wird Bezug genommen.

Der Antragsteller beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 04.06.2018 zu Ã¤ndern und den
Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, die Kosten
fÃ¼r die Unterbringung in der Einrichtung I zu Ã¼bernehmen.

Der Antragsgegner beantragt schriftlich,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Er hat sich unter dem 17.07.2018 ohne Anerkennung einer Rechtspflicht bereit
erklÃ¤rt, die laufenden Kosten fÃ¼r die stationÃ¤re Unterbringung des
Antragstellers vom 15.06.2018 (Eingang der Beschwerde) bis lÃ¤ngstens zur
rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung in dem beim Sozialgericht anhÃ¤ngigen
Erstattungsstreitverfahren (S 28 SO 450/15) vorlÃ¤ufig zu Ã¼bernehmen. Der
Antragsteller hat sich mit dem Angebot des Antragsgegners einverstanden erklÃ¤rt,
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung jedoch nicht fÃ¼r erledigt
erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten sowie der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge des
Antragsgegners Bezug genommen. Dieser ist Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen.

II.
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1. Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den Antrag
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung sowie auf Prozesskostenhilfe im Ergebnis
zu Recht abgelehnt. Der Antragsgegner war nicht im Wege einer einstweiligen
Anordnung zu verpflichten, die Kosten fÃ¼r die Betreuung des Antragstellers in der
Einrichtung I vorlÃ¤ufig zu Ã¼bernehmen (dazu unter a). DarÃ¼ber hinaus steht
ihm Prozesskostenhilfe fÃ¼r das erst- und zweitinstanzliche Verfahren nicht zu
(dazu unter b).

a) aa) FÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung ist der Rechtsweg zu den Sozialgerichten erÃ¶ffnet (Â§ 51 Abs. 1 Nr. 6a
SGG). Zwar stÃ¼tzt der Antragsteller den geltend gemachten Anspruch nach dem
Wortlaut seines Antrags auf Â§ 41 SGB VIII; er begehrt damit Leistungen, Ã¼ber die
grundsÃ¤tzlich die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit entscheiden. Der
Antrag ist jedoch meistbegÃ¼nstigend dahingehend auszulegen, dass der
Antragsteller die Ã�bernahme der Unterbringungskosten durch den Antragsgegner
(zumindest auch) als Leistung der Eingliederungshilfe nach Â§Â§ 53 ff. SGB XII
erreichen will. Auf die Frage, ob dem Senat die PrÃ¼fung des zulÃ¤ssigen
Rechtswegs schon nach Â§ 17a Abs. 5 bzw. Abs. 1 S. 1 GVG versagt ist, kommt es
daher nicht an.

bb) Da der Antragsgegner sich unter dem 17.07.2018 bereit erklÃ¤rt hat, die
Unterbringungs- und Betreuungskosten fÃ¼r die Zeit ab dem 15.06.2018 bis
lÃ¤ngstens zum rechtskrÃ¤ftigen Abschluss des beim Sozialgericht noch
anhÃ¤ngigen Erstattungsstreitverfahrens (S 28 SO 450/15) vorlÃ¤ufig zu
Ã¼bernehmen, fehlt es insofern (ab dem 15.06.2018) bereits an dem notwendigen
RechtsschutzbedÃ¼rfnis des Antragstellers und somit schon an der ZulÃ¤ssigkeit
des Eilantrags.

b) Im Ã�brigen â�� fÃ¼r die Zeit vor dem 15.06.2018 â�� ist der Eilantrag
unbegrÃ¼ndet. Der Antragsgegner ist nicht vorlÃ¤ufig verpflichtet, die in Rede
stehenden Kosten fÃ¼r die Zeit vor dem 15.06.2018 zu Ã¼bernehmen.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine
einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein
streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Regelungsanordnung). Der Erlass einer
solchen Regelungsanordnung setzt voraus, dass der Antragsteller sowohl das
Bestehen eines materiell-rechtlichen Anspruchs auf die begehrte Leistung
(Anordnungsanspruch) als auch die EilbedÃ¼rftigkeit einer gerichtlichen Regelung
(Anordnungsgrund) glaubhaft (i.S.v. Ã¼berwiegend wahrscheinlich (vgl. u.a. BVerfG
vom 29.07.2003 â�� 2 BvR 311/03), macht (Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG i.V.m. Â§ 920
Abs. 2 ZPO). Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund allerdings
nicht isoliert nebeneinander. Es besteht vielmehr zwischen beiden eine
Wechselbeziehung der Art, dass die Anforderungen an den Anordnungsanspruch mit
zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des drohenden Nachteils zu
verringern sind und umgekehrt.

DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen sich aus Art. 19 Abs. 4 GG besondere Anforderungen an
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die Ausgestaltung des Eilverfahrens ergeben, wenn ohne die GewÃ¤hrung
vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare
BeeintrÃ¤chtigungen entstehen kÃ¶nnen, die durch das Hauptsacheverfahren nicht
mehr zu beseitigen wÃ¤ren. Die Gerichte mÃ¼ssen in solchen FÃ¤llen bei der
Beurteilung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache, also dem Bestehen eines
Anordnungsanspruchs, die Sach- und Rechtslage nicht nur summarisch, sondern
abschlieÃ�end prÃ¼fen. Das gilt insbesondere, wenn das einstweilige
Rechtsschutzverfahren vollstÃ¤ndig die Bedeutung des Hauptsacheverfahrens
Ã¼bernimmt und eine endgÃ¼ltige Verhinderung der Grundrechtsverwirklichung
eines Beteiligten droht. Ist dem Gericht eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach-
und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich, so ist anhand einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden. Auch in diesem Fall sind die grundrechtlichen
Belange des Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung einzustellen (vgl. zu
alledem BVerfG, Beschluss vom 12.05.2005 â�� 1 BvR 569/05).

Ausgehend hiervon ist es zwar durchaus mÃ¶glich, wenn nicht sogar
wahrscheinlich, dass der Antragsgegner gemÃ¤Ã� Â§ 14 Abs. 1 und 2 SGB IX als
zweitangegangener RehabilitationstrÃ¤ger â�� sei es nach Â§ 41 SGB VIII oder Â§Â§
53 ff. SGB XII â�� zur Ã�bernahme der in Rede stehenden Unterbringungskosten
des Antragstellers in der Einrichtung I verpflichtet ist (= Anordnungsanspruch i.S.v. 
Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG), weil die Stadt X den (meistbegÃ¼nstigend zumindest auch
als Rehabilitationsantrag auszulegenden) Antrag vom 29.01.2018 unter dem
31.01.2018 und damit binnen zwei Wochen an den aus seiner Sicht zustÃ¤ndigen
Antragsgegner weitergeleitet hat (vgl. hierzu u.a. BSG, Urteil vom 26. Oktober 2017
â�� B 8 SO 12/16 R Rn. 19, sowie zu Â§ 14 SGB IX u.a. BSG, Urteil vom 25.
September 2014 â�� B 8 SO 7/13 R Rn. 20). Auf die EilbedÃ¼rftigkeit der begehrten
gerichtlichen Regelung (= Anordnungsgrund i.S.v. Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG) kann im
Rahmen eines Eilverfahrens jedoch nicht gÃ¤nzlich verzichtet werden; eine solche
ist hier aber nicht glaubhaft gemacht.

Der Antragsteller hat weder dargelegt noch durch geeignete Unterlagen eine
Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit glaubhaft gemacht, dass ihm ein Abwarten der
Entscheidung in der Hauptsache fÃ¼r die Zeit vor dem 15.06.2018 unzumutbar ist.
Weder hat der Antragsteller glaubhaft gemacht, dass ihm Obdachlosigkeit droht,
noch sind sonstige negative Folgen finanzieller, sozialer, gesundheitlicher oder
sonstiger Art (vgl. zu der insofern notwendigen wertenden Betrachtung BVerfG,
Stattgebender Kammerbeschluss vom 01. August 2017 â�� 1 BvR 1910/12 Rn. 16),
die eine vorlÃ¤ufige gerichtliche Regelung notwendig machen, hinreichend
dargelegt. Abweichend von dem Vorbringen des Antragstellers hat der
EinrichtungstrÃ¤ger den Betreuungsplatz bislang noch nicht einmal gekÃ¼ndigt,
geschweige denn RÃ¤umungsklage erhoben. Auch das vom Antragsteller insofern in
Bezug genommene Schreiben des EinrichtungstrÃ¤gers vom 28.06.2018 enthÃ¤lt
keine KÃ¼ndigung. Darin wird lediglich eine Beendigung des
BetreuungsverhÃ¤ltnisses zum 30.09.2018 angedroht, sofern bis dahin keine
Zahlungsmitteilung eines KostentrÃ¤gers vorliegen sollte. Dass der
EinrichtungstrÃ¤ger trotz zwischenzeitlich erfolgter BereiterklÃ¤rung des
Antragsgegners, die laufenden Betreuungskosten ab dem 15.06.2018 vorlÃ¤ufig zu
Ã¼bernehmen, an dieser Absicht festhÃ¤lt, hat der Antragsteller aber weder
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behauptet noch glaubhaft gemacht. Vielmehr hat er sich mit dieser Vorgehensweise
ausdrÃ¼cklich einverstanden erklÃ¤rt.

b) Hat der Eilantrag aber keinen Erfolg, so kommt auch die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe fÃ¼r das erst- und zweitinstanzliche Verfahren nicht in Betracht
(Â§ 73a SGG i.V.m. Â§Â§ 114 ZPO). Eine insofern notwendige hinreichende
Erfolgsaussicht des Antrags auf Erlass einer einstweiligen Anordnung bestand auch
nicht im Zeitpunkt der Bewilligungsreife des Prozesskostenhilfeantrags (vgl. zur
MaÃ�geblichkeit dieses Zeitpunkts, wenn das Sozialgericht verzÃ¶gert Ã¼ber
Prozesskostenhilfe entschieden hat und eine Ã�nderung zum Nachteil des
Antragstellers eingetreten ist, Schmidt in Meyer-Ladewig, SGG, 12. Auflage 2017, Â§
73a Rn. 7d m.w.N.).

Im Zeitpunkt der KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung seitens des Antragsgegners (mit
Schreiben vom 17.07.2018) war der Prozesskostenhilfeantrag fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren noch nicht bewilligungsreif; denn eine (positive) Entscheidung
Ã¼ber das Prozesskostenhilfegesuch war erst nach Eingang der
Beschwerdeerwiderung des Antragsgegners (am 17.07.2018) mÃ¶glich. Diese
enthielt aber bereits die genannte KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung des Beklagten.

Das Prozesskostenhilfegesuch fÃ¼r das erstinstanzliche Verfahren war zwar bereits
mit Eingang der vollstÃ¤ndigen ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse des Antragstellers nebst Belegen (am 27.03.2018)
bewilligungsreif. Schon seinerzeit hatte der Antragsteller aber nicht glaubhaft
gemacht, dass die Angelegenheit eilbedÃ¼rftig war. Selbst die bloÃ�e
AnkÃ¼ndigung des HeimtrÃ¤gers vom 28.06.2018, das BetreuungsverhÃ¤ltnis zum
30.09.2019 zu beenden, falls bis dahin keine Zahlungsmitteilung eines
KostentrÃ¤gers vorliegen sollte, lag seinerzeit und im Ã�brigen auch im Zeitpunkt
der Entscheidung des Sozialgerichts noch nicht vor.

Dabei kommt erschwerend hinzu, dass der BevollmÃ¤chtigte des Antragstellers
einen zÃ¼gigen Fortgang des beim Sozialgericht noch anhÃ¤ngigen
Erstattungsstreitverfahrens, auf dessen ungewisse Dauer er die EilbedÃ¼rftigkeit
einer vorlÃ¤ufigen gerichtlichen Regelung im hiesigen Verfahren u.a. gestÃ¼tzt hat,
durch sein eigenes Verhalten verhindert hat; denn er hat die dortigen Streitakten,
die ihm vor ca. zwei Monaten zur Einsichtnahme Ã¼bersandt worden waren, trotz
mehrfacher Erinnerung seitens des Sozialgerichts erst unter dem 28.06.2018 und
damit nach Abschluss des erstinstanzlichen Eilverfahrens zurÃ¼ckgesandt. Dieses
Verhalten muss sich der Antragsteller zurechnen lassen.

2. Die Kostenentscheidung beruht bzgl. des Eilantrags auf einer entsprechenden
Anwendung des Â§ 193 SGG und im Hinblick auf die Beschwerde gegen die
Versagung von Prozesskostenhilfe auf Â§ 127 Abs. 4 ZPO.

3. Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

                               6 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/73a.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/114.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/127.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html


 

Erstellt am: 26.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

http://www.tcpdf.org

